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Infosammlung  
Maßnahmen der EU-Ebene zum Schutz von Demokratie, 

Wahlen und Zivilgesellschaft 
 

In allen EU-Mitgliedstaaten treiben derzeit populistische, nationalistische und anti-demokrati-
sche Strömungen die Spaltung der europäischen Gesellschaften voran und gefährden Frie-
den, Sicherheit und Wohlstand in Europa. Die Vision des Deutschen Caritasverbands einer 
offenen, demokratischen, rechtsstaatlichen, solidarischen und auf Wahrung der Menschen-
rechte basierenden Europäischen Union, in der jeder Mensch ein Recht auf ein menschen-
würdiges Leben hat, steht hierzu in direktem Gegensatz. Vom 6. bis 9. Juni 2024 wählen die 
Bürgerinnen und Bürger das Europäische Parlament. Nationalistische und anti-demokratische 
Parteien stellen die Europäische Union dabei als undemokratisches, unkontrollierbares und 
bürokratisches Konstrukt dar, das abgeschafft werden muss. 

Der europäische organisierten Zivilgesellschaft und Verbänden wie der Caritas kommen in 
diesem Zusammenhang eine besondere Bedeutung zu.  

Demokratie, Rechtsstaatlichkeit und individuelle Grundrechte und -freiheiten sind 
zentrale Werte des europäischen Projekts. Um diese zu sichern, hat die EU-Kommission 
zahlreiche Initiativen gestartet:  

- 2020 nahm die Kommission ihren Aktionsplan für Demokratie in Europa an, mit dem 
freie und faire Wahlen gefördert, die Medienfreiheit gestärkt und gegen Desinformation 
vorgegangen werden soll. 2023 wurde der Aktionsplan überarbeitet. 
 

- Im Dezember 2023 legte die EU-Kommission ein Paket zur Verteidigung der Demokra-
tie vor, u.a. mit einem Legislativvorschlag zu gemeinsamen Transparenz- und Rechen-
schaftsstandards für Interessenvertretung im Auftrag von Drittstaaten (gemeint sind vor 
allem Russland und China, der Vorschlag ist aber auch eine Reaktion auf die Korrup-
tionsvorwürfe gegen Europaabgeordnete und die Staaten Katar und Marokko, die 2022 
öffentlich wurden). Zudem enthält es eine Empfehlung zur Förderung freier, fairer und 
stabiler Wahlen sowie eine Empfehlung zur Förderung der Beteiligung von Bürger_in-
nen und Organisationen der Zivilgesellschaft an politischen Entscheidungsprozessen. 
 

- Rat und Europaparlament konnten sich im November 2023 über die EU-Verordnung 
über die Transparenz politischer Werbung einigen. Das Gesetz muss von beiden 
Gesetzgebungsorgangen noch formal angenommen werden. Nach den neuen Vor-
schriften muss politische Werbung klar als solche gekennzeichnet sein und u. a. Infor-
mationen darüber enthalten, wer wie viel dafür bezahlt hat, an welche Wahlen, welches 
Referendum oder welchen Regulierungsprozess sie geknüpft ist und ob Techniken zur 
gezielten Werbung verwendet wurden. Das Gesetz enthält auch Regeln für das Targe-
tingi politischer Werbung.  
 

Meinungsbildung findet verstärkt über soziale Medien statt. Wichtig für das Verständnis der 
Maßnahmen der EU für soziale Medien und den digitalen Raum ist die Unterscheidung von 
Hassrede und Desinformation: 
 
 
 
 
 
 
 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:52020DC0790
https://commission.europa.eu/publications/documents-defence-democracy_en?prefLang=de
https://commission.europa.eu/publications/documents-defence-democracy_en?prefLang=de
https://commission.europa.eu/publications/documents-defence-democracy_en?prefLang=de
https://www.consilium.europa.eu/de/press/press-releases/2023/11/07/transparency-and-targeting-of-political-advertising-eu-co-legislators-strike-deal-on-new-regulation/
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Hassrede Desinformation 

Hassrede ist strafrechtlich zu verfolgen, die 
Inhalte sind illegal, z.B. weil sie volksverhet-
zend oder gewaltverherrlichend sind.  

Die EU verfügt über Rechtsvorschriften zur 
Bekämpfung von Hassreden und Hass-
verbrechen: Der Rahmenbeschluss 
2008/913/JI des Rates verpflichtet die Mit-
gliedstaaten, die vorsätzliche öffentliche Auf-
stachelung zu Gewalt oder Hass gegen eine 
nach Rasse, Hautfarbe, Religion, Abstam-
mung oder nationaler oder ethnischer Her-
kunft definierte Gruppe von Menschen oder 
ein Mitglied einer solchen Gruppe unter 
Strafe zu stellen. 

Die EU-Kommission hat am 6.12.2023 die 

Mitteilung "Kein Platz für Hass: ein Europa, 
das geeint gegen Hass steht“ angenommen. 
Diese enthält Maßnahmen, um die Bekämp-
fung von Hass in all seinen Formen zu ver-
stärken. 

Kennzeichen von Desinformation ist das ge-
zielte Sähen von Zweifeln und Misstrauen 
gegen Politik, Medien, Institutionen und 
Werte. Desinformation ist in der Regel koor-
diniert. Es geht in der Bekämpfung von Des-
information nicht um die Bestrafung einzel-
ner Falschbehauptungen, sondern um die 
Akteure und Strukturen hinter den Desin-
formationskampagnen.  

Die EU betreibt die Webseite euvsdisinfo.eu, 
auf der Falschbehauptungen gesammelt und 
widerlegt werden, z.B. Falschinformationen 
aus der russischen Desinformationskam-
pagne zum Krieg gegen die Ukraine. 

 

Die EU hat zudem eine Reihe von Gesetzen und Initiativen ausgearbeitet, um den digi-
talen Raum zu regulieren.  

- Zentral ist das Gesetz über digitale Dienste: Die Verordnung ist seit Februar 2024 
vollumfänglich in Kraft getreten, Koordinierungsstelle in Deutschland ist die Bundes-
netzagentur. Ziel des Gesetzes ist vor allem, ein sichereres Online-Umfeld für Nut-
zer_innen digitaler Dienste und Unternehmen zu schaffen und die Grundrechte im di-
gitalen Raum zu schützen. Dafür müssen die Betreiber_innen eine leicht zugängliche 
elektronische Übermittlung für Beschwerden anbieten. Die strengsten Auflagen gelten 
für „sehr große“ Online-Plattformen und Suchmaschinen. Sie müssen halbjährliche 
Transparenzberichte über ihre Arbeitsweise und das Löschen von Inhalten veröffentli-
chen, sowie ihre Dienste jährlich auf systemische Risiken hin untersuchen, etwa auf 
massenhafte Desinformation bei Wahlen. 

- Die EU-Kommission hat außerdem eine Liste von Leitlinien veröffentlicht, die sie den 
sehr großen Online-Plattformen und Suchmaschinen vor, während und nach Wahlen 
empfiehlt. Darunter sind Maßnahmen wie die internen Prozesse stärken, politische 
Werbung kennzeichnen oder KI-generierte Inhalte kennzeichnen. 
 

- Eine verbreitete Sorge ist die massenhafte Verbreitung von Desinformation rund um 
Wahlen durch bild- oder textgenerierende KI-Systeme. Durch diese Systeme, wie z.B. 
ChatGPT oder Midjourney, lassen sich Texte, Bild- und Videodateien sehr einfach er-
stellen. Die Verordnung über Künstliche Intelligenz (KI) der EU, über die sich Rat 
und Europaparlament im Dezember 2023 einigen konnten, und die im April formal an-
genommen werden wird, sieht Transparenzvorschriften vor. Diese sollen sicherzustel-
len, dass Menschen bei der Verwendung von KI-Systemen wie Chatbots darauf auf-
merksam gemacht werden, dass sie mit einer Maschine interagieren. Die Anbieter_in-
nen müssen auch sicherstellen, dass KI-generierte Inhalte identifizierbar sind. Außer-
dem muss KI-generierter Text, der mit dem Ziel veröffentlicht wird, die Öffentlichkeit 
über Angelegenheiten von öffentlichem Interesse zu informieren, als künstlich erzeugt 
gekennzeichnet werden. Dies gilt auch für Audio- und Videoinhalte. Die meisten 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:32008F0913
https://data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-16681-2023-INIT/de/pdf
https://data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-16681-2023-INIT/de/pdf
https://euvsdisinfo.eu/de/
https://euvsdisinfo.eu/de/dreizehn-mythen-ueber-russlands-krieg-gegen-die-ukraine-entlarvt/
https://www.bundesnetzagentur.de/DE/Fachthemen/Digitalisierung/DSA/start.html
https://www.bundesnetzagentur.de/DE/Fachthemen/Digitalisierung/DSA/start.html
https://commission.europa.eu/strategy-and-policy/priorities-2019-2024/europe-fit-digital-age/digital-services-act_de
https://commission.europa.eu/strategy-and-policy/priorities-2019-2024/europe-fit-digital-age/digital-services-act_de
https://germany.representation.ec.europa.eu/news/eu-kommission-stellt-leitlinien-fur-die-minderung-systemischer-risiken-fur-wahlen-vor-2024-03-26_de
https://digital-strategy.ec.europa.eu/de/policies/regulatory-framework-ai
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Vorgaben der Verordnung werden allerdings nicht mehr rechtzeitig zum Europawahl-
kampf wirksam werden. 

 
 
Stand: 11. April 2024 
 
 
Lisa Schüler (lisa.schueler@caritas.de), Tobias Kutschka (tobias.kutschka@caritas) 

 
i Targeting: gezielte Anzeigen bestimmter Werbung für bestimmte Personengruppen auf der Grund-

lage von personenspezifischen Daten. Targeting darf nur noch auf Grundlage von personenbezoge-
nen Daten erfolgen, wenn die betroffene Person dem zugestimmt hat. Die Verwendung sensibler per-
sonenbezogener Daten für Targeting wird verboten. 
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